
P . b . b . Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

1289

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1989 Ausgegeben am 17. März 1989 56. Stück

132 . Kundmachung: Änderung des Anhanges zum Europäischen Abkommen über die Regelung des
Personenverkehrs zwischen den Mitgliedstaaten des Europarates

133 . Vereinbarung gemäß Art. 1 Abs. 3 des Abkommens zwischen der Republik Österreich und der Bun-
desrepublik Deutschland über Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr in der Fassung der Änderungsabkommen für die
Errichtung vorgeschobener österreichischer Grenzdienststellen am Grenzübergang
Breitenberg

134 . Vereinbarung gemäß Art. 1 Abs. 3 des Abkommens zwischen der Republik Österreich und der Bun-
desrepublik Deutschland über Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr in der Fassung der Änderungsabkommen für die
Errichtung vorgeschobener deutscher Grenzdienststellen am Grenzübergang Pas-
sau-Mariahilf

1 3 2 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
14. März 1989 betreffend die Änderung des
Anhanges zum Europäischen Abkommen über
die Regelung des Personenverkehrs zwischen

den Mitgliedstaaten des Europarates

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates hat Italien die im Anhang zum Europäi-
schen Abkommen über die Regelung des Personen-
verkehrs zwischen den Mitgliedstaaten des Europa-
rates (BGBl. Nr. 175/1958, zuletzt geändert durch
BGBl. Nr. 635/1988) kundgemachte Liste wie folgt
geändert:

(Übersetzung)

Für Kinder: polizeilich gestempelte, von der
Gemeindebehörde des Geburtsortes
oder des Wohnsitzes ausgestellte
Bescheinigung mit Lichtbild, welche
die Personenstandsdaten enthält.

Von den Vertragsschließenden Parteien des
Abkommens sind keine Einwendungen gegen die

Änderung der Liste erhoben worden; sie ist daher
gemäß Art. 11 des Abkommens mit 16. November
1988 in Kraft getreten.

Mock

1 3 3 . Vereinbarung gemäß Art. 1 Abs. 3 des
Abkommens vom 14. September 1955 zwi-
schen der Republik Österreich und der Bun-
desrepublik Deutschland über Erleichterungen
der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen-
und Schiffsverkehr in der Fassung der Ände-
rungsabkommen vom 21. Jänner 1975 und
16. September 1977 für die Errichtung vorge-
schobener österreichischer Grenzdienststellen

am Grenzübergang Breitenberg

AUSWÄRTIGES AMT
510-511.13/3 OST

V e r b a l n o t e

Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Öster-
reichischen Botschaft mitzuteilen, daß die für die
Grenzabfertigung zuständigen obersten Bundesbe-
hörden der Bundesrepublik Deutschland in Ausfüh-
rung von Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Republik Österreich über
Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr *) in der Fas-

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 240/1957
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sung der Änderungsabkommen vom 21. Januar
1975 *) und 16. September 1977 **) für die Errich-
tung vorgeschobener österreichischer Grenzdienst-
stellen am Grenzübergang Breitenberg folgende
Vereinbarungen vorschlagen:

Artikel 1

Am Grenzübergang Breitenberg werden auf
deutschem Gebiet vorgeschobene österreichische
Grenzdienststellen errichtet; deutsche Bedienstete
können auf österreichischem Gebiet die Grenzab-
fertigung vornehmen.

Artikel 2

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4
Absatz 6 des Abkommens vom 14. September 1955
in der Fassung der Änderungsabkommen von 1975
und 1977 umfaßt

1. auf deutschem Gebiet
a) die von den Bediensteten beider Staaten

gemeinsam benutzten Flächen, Anlagen
und Räume, und zwar'
— die Staatsstraße 2128 auf einer Länge

von 75 m beginnend an der gemeinsa-
men Grenze;

— den das Dienstgebäude umgebenden
Amtsplatz, der die Dreihiaslstraße von
der Einmündung in die Staatsstraße
2128 auf einer Länge von 40 m, den
Wendeplatz zwischen der Staatsstraße
und der Dreihiaslstraße, den Parkplatz
südlich des Dienstgebäudes, den Über-
holungsplatz gegenüber dem Dienst-
gebäude sowie einen die Abfertigungs-
anlage umgebenden 10 m breiten
Geländestreifen umfaßt;

— im Dienstgebäude den Durchsu-
chungsraum sowie alle sanitären Anla-
gen und Verbindungswege;

b) die den österreichischen Bediensteten im
Dienstgebäude zur alleinigen Benutzung
überlassenen Räume, und zwar
— die beiden an der Ostseite des Dienst-

gebäudes gelegenen Räume einschließ-
lich des Windfangs;

2. auf österreichischem Gebiet
— die von den Bediensteten beider Staaten

gemeinsam benützte Hinteranger-Bezirks-
straße 1560 auf einer Länge von 75 m
beginnend an der gemeinsamen Grenze.

Das Auswärtige Amt beehrt sich vorzuschlagen,
daß durch den Austausch dieser Verbalnote und
der Antwortnote der Österreichischen Botschaft
die vorstehende Regelung eine Vereinbarung im
Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens vom

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 331/1979
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 332/1979

14. September 1955 in der Fassung der Änderungs-
abkommen von 1975 und 1977 bildet, die am
1. April 1989 in Kraft tritt und die schriftlich auf
diplomatischem Wege unter Einhaltung einer Frist
von sechs Monaten je auf den ersten Tag eines
Monats gekündigt werden kann.

Das Auswärtige Amt benutzt diesen Anlaß, die
Österreichische Botschaft erneut seiner ausgezeich-
neten Hochachtung zu versichern.

Bonn, den 13. Februar 1989

L.S.

An die
Österreichische Botschaft

Österreichische Botschaft
Zl. 42.40.23/1-A/89

V e r b a l n o t e

Die Österreichische Botschaft beehrt sich, dem
Auswärtigen Amt den Empfang seiner Verbalnote
vom 13. Februar 1989 — 510-511.13/3 OST — zu
bestätigen, deren Text wie folgt lautet:

„Das Auswärtige Amt beehrt sich, (es folgt
der weitere Text der deutschen Note) auf
den ersten Tag eines Monats gekündigt werden
kann."

Die Botschaft beehrt sich, dem Auswärtigen Amt
mitzuteilen, daß die Österreichische Bundesregie-
rung damit einverstanden ist, daß die vorgeschla-
gene Regelung durch den Austausch der Verbal-
note des Auswärtigen Amtes und dieser Antwort-
note eine Vereinbarung im Sinne des Artikels 1
Absatz 3 des Abkommens vom 14. September 1955
in der Fassung der Änderungsabkommen von 1975
und 1977 bildet, die am 1. April 1989 in Kraft tritt
und die schriftlich auf diplomatischem Wege unter
Einhaltung einer Frist von sechs Monaten je auf
den ersten Tag eines Monats gekündigt werden
kann.

Die Österreichische Botschaft benützt gerne
auch diesen Anlaß, dem Auswärtigen Amt den Aus-
druck ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu versi-
chern.

Bonn, den 13. Februar 1989

L.S.

An das
Auswärtige Amt

Mock
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134. Vereinbarung gemäß Art. 1 Abs. 3 des
Abkommens vom 14. September 1955 zwi-
schen der Republik Österreich und der Bun-
desrepublik Deutschland über Erleichterungen
der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen-
und Schiffsverkehr in der Fassung der Ände-
rungsabkommen vom 21. Jänner 1975 und
16. September 1977 für die Errichtung vorge-
schobener deutscher Grenzdienststellen am

Grenzübergang Passau-Mariahilf

AUSWÄRTIGES AMT
510-511.13/3 OST

V e r b a l n o t e

Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Öster-
reichischen Botschaft mitzuteilen, daß die für die
Grenzabfertigung zuständigen obersten Bundesbe-
hörden der Bundesrepublik Deutschland in Ausfüh-
rung von Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Republik Österreich über
Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr *) in der Fas-
sung der Änderungsabkommen vom 21. Januar
1975**) und 16,September 1977 ***) für die
Errichtung vorgeschobener deutscher Grenzdienst-
stellen am Grenzübergang Passau-Mariahilf fol-
gende Vereinbarungen vorschlagen:

Artikel 1

Am Grenzübergang Passau-Mariahilf werden
auf österreichischem Gebiet vorgeschobene deut-
sche Grenzdienststellen errichtet.

Artikel 2

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4
Absatz 6 des Abkommens vom 14. September 1955
in der Fassung der Änderungsabkommen von 1975
und 1977 umfaßt

a) die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benutzten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar
— die Landesstraße 506 von der gemeinsa-

men Grenze bis zum Schlagbaum vor
dem österreichischen Dienstgebäude,

— den die Dienstgebäude umgebenden
Amtsplatz, der nördlich und östlich von
der Grundstücksgrenze, südlich von einer
gedachten Geraden, die in Verlängerung
des Schlagbaums zur östlichen Grund-
stücksgrenze verläuft, sowie westlich von
der Landesstraße 506 begrenzt wird,

— im österreichischen Dienstgebäude den
Vorraum und den Sanitärraum,

b) den den deutschen Bediensteten zu alleinigen
Benutzung überlassenen Bürocontainer.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 240/1957
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 331/1979

***) Kundgemacht in BGBl. Nr. 332/1979

Das Auswärtige Amt beehrt sich vorzuschlagen,
daß durch den Austausch dieser Verbalnote und
der Antwortnote der Österreichischen Botschaft
die vorstehende Regelung eine Vereinbarung im
Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 in der Fassung der Änderungs-
abkommen von 1975 und 1977 bildet, die am
1. April 1989 in Kraft tritt und die schriftlich auf
diplomatischem Wege unter Einhaltung einer Frist
von sechs Monaten je auf den ersten Tag eines
Monats gekündigt werden kann.

Das Auswärtige Amt benutzt diesen Anlaß, die
Österreichische Botschaft erneut seiner ausgezeich-
neten Hochachtung zu versichern.

Bonn, den 13. Februar 1989

L.S.

An die
Österreichische Botschaft

Österreichische Botschaft
Zl. 42.40.23/2-A/89

Verbalnote

Die Österreichische Botschaft beehrt sich, dem
Auswärtigen Amt den Empfang seiner Verbalnote
vom 13. Februar 1989 — 510-511.13/3 OST - zu
bestätigen, deren Text wie folgt lautet:

„Das Auswärtige Amt beehrt sich, (es folgt
der weitere Text der deutschen Note) auf
den ersten Tag eines Monats gekündigt werden
kann."

Die Botschaft beehrt sich, dem Auswärtigen Amt
mitzuteilen, daß die Österreichische Bundesregie-
rung damit einverstanden ist, daß die vorgeschla-
gene Regelung durch den Austausch der Verbal-
note des Auswärtigen Amtes und dieser Antwort-
note eine Vereinbarung im Sinne des Artikels 1
Absatz 3 des Abkommens vom 14. September 1955
in der Fassung der Änderungsabkommen von 1975
und 1977 bildet, die am 1. April 1989 in Kraft tritt
und die schriftlich auf diplomatischem Wege unter
Einhaltung einer Frist von sechs Monaten je auf
den ersten Tag eines Monats gekündigt werden
kann.

Die Österreichische Botschaft benützt gerne
auch diesen Anlaß, dem Auswärtigen Amt den Aus-
druck ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu versi-
chern.

Bonn, den 13. Februar 1989

L.S.

An das
Auswärtige Amt

Mock
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